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Bereits Anfang Mai 2004 verabschiedete das türkische Parlament problemlos eine zehn 
Punkte umfassende Verfassungsänderung. Staatspräsident Sezer bestätigte das Reform-
paket am 21. Mai 2004 mit seiner Unterschrift. Meinungsverschiedenheiten zwischen AKP 
und der oppositionellen Republikanischen Volkspartei (CHP) gab es nur zu Beginn der 
parlamentarischen Beratungen. Die CHP forderte, die teilweise Abschaffung der Immuni-
tät der Parlamentarier in der Verfassung zu verankern. 
 
Die Verfassungsreform beinhaltet wichtige Forderungen der EU zur Harmonisierung des 
gemeinsamen Rechtsstands. Vor dem Hintergrund der heftigen Kontroversen um die ge-
setzliche Neuregelung des Türkischen Hochschulrates (siehe dazu KAS-Bericht vom 15. 
Mai 2004) ging diese wichtige Verassungsänderung in der öffentlichen Wahrnehmung je-
doch fast völlig unter. Auch wenn das Reformpaket weitgehend formal juristische Konse-
quenzen vorheriger Verfassungsänderungen zum Inhalt hatte, enthält es aber auch einige 
wichtige Neuerungen. Gerade diese unterstreichen die anhaltenden Reformbemühungen 
der AKP. Außenminister Abdullah Gül bezeichnete mit der Durchsetzung dieser Verfas-
sungsänderungen den Prozess zur Erfüllung der politischen Kopenhagener-Kriterien als 
damit abgeschlossen.  
 
Verfassungsänderungen in der Türkei müssen zweimal vom Parlament verabschiedet 
werden, wobei zwischen dem Ende der ersten und dem Beginn der zweiten Abstimmung 
mindestens 48 Stunden liegen müssen. Erhält die Verfassungsänderung nicht die vorge-
schriebene Unterstützung von mindestens Zweidritteln der Parlamentarier, führt dies - 
vorausgesetzt der Staatspräsident legt dagegen kein Veto ein - automatisch zu einem Re-
ferendum.  
 
Das 8. Reformpaket wurde jedoch eindeutig mit 514 von 550 Stimmen vom Parlament 
verabschiedet. Dies zeigt deutlich die Übereinstimmung zwischen der regierenden AKP 

 
 
                  Tel: (0090) 312405826       Fax: (0090)-3124404080       E-Mail: kas@konrad.org.tr       Internet:  www.kas.de 
 



 

__________________________________________ Politischer Bericht/KAS/Türkei/O5/04 

 
 
 
und der oppositionellen CHP. Bei der zweiten Abstimmung brachte die CHP zwei Ände-
rungsanträge ein, über die aber nur kurz debattiert wurde. 
 
 
Die wichtigsten Punkte der Verfassungsänderung 
 
Das Reformpaket enthält einige Änderungen hinsichtlich der rechtlichen Gleichstellung 
von Mann und Frau, der Liberalisierung des Strafrechts und der Medienarbeit sowie eine 
weitere Reduzierung der Kompetenzen des Militärs.  
 
Der wichtigste Reformpunkt ist jedoch die Abschaffung der türkischen Staatssicherheits-
gerichte. Vor diesen Gerichten wurde vor über einem Jahr auch die Anklage gegen die 
deutschen Stiftungen verhandelt. Türkische Juristen fordern schon seit vielen Jahren die 
Abschaffung der Staatssicherheitsgerichte, die nach dem letzten Eingreifen des Militärs im 
Jahre 1982 eingerichtet wurden. Viele Strafrechtsparagraphen, für deren Anwendung nur 
die Staatssicherheitsgerichte zuständig waren, wurden in den letzten 15 Jahren ohnehin 
gestrichen. Die anhängigen Verfahren dieser Sondergerichte sollen voraussichtlich neu zu 
gründenden „Höheren Strafgerichtshöfen“ übertragen werden. Die Staatssicherheitsge-
richte bleiben solange bestehen, bis diese neuen Gerichtshöfe geschaffen worden sind. 
Fraglich bleibt deshalb, ob es so wirklich zu rechtlichen Verbesserungen kommt. Einige 
Rechtsexperten in der Türkei bezeichnen die Abschaffung der Staatssicherheitsgerichte 
als reine Augenwischerei, da die neuen Höheren Strafgerichtshöfe die gleichen Kompe-
tenzen haben sollen und es so lediglich zu einer Namensänderung kommen könne. 
 
Die Todesstrafe wurde nun endgültig aus der Verfassung gestrichen und die rechtlichen 
Grundlagen des Türkischen Hochschulrats wurden refomiert. Künftig darf das Militär kei-
nen Vertreter mehr in dieses Gremium entsenden. Dies bedeutet, dass der Staatspräsi-
denten die ihm vorliegende Aenderung des Türkischen Hochschulratsgesetzes  nıcht un-
terzeichnen kann, da der vorliegende Text noch die Beibehaltung dieses Privileg des Mili-
tärs vorsieht. 
 
Ein weiterer Kompetenzverlust für das türkische Militär bedeutet eine Ausweitung der Auf-
gaben des türkischen Rechnungshofs. Dieser ist nun auch für die Militärausgaben zustän-
dig, die bisher aus übergeordnetem nationalem Interesse einer strengen Geheimhal-
tungspflicht unterlagen. Nicht selten wurde der Ankauf von Militärgerät vom Generalstab 
erst danach dem Finanzminister mitgeteilt. Für das Jahr 2004 reduzierte die Regierung 
seit langer Zeit den Militärhaushalt. Erstmals sind damit die Bildungsausgaben höher als 
die für Verteidigung. 
 
Ferner wurde die rechtliche Gleichstellung von Mann und Frau in der türkischen Verfas-
sung ausdrücklich verankert. Einige Parlamentarierinnen der CHP forderten in einem Än-
derungsantrag darüber hinaus die „positive Diskriminierung“ von Frauen. Von den 550 
Abgeordneten des Türkischen Parlaments sind nur 24 Frauen (13 AKP und 11 CHP). In 
einigen Bereichen, z.B. im Hochschulsektor, sind sie aber überrepräsentiert. Die Politik in 
der Türkei ist jedoch die Domäne der Männer.  
 
Des weiteren kam es zu einer einschneidenden Liberalisierung für den Medienbereich: 
Die rechtlichen Möglichkeiten der staatlichen Schließung oder Beschlagnahme von Dru-
ckereien wurde vollständig aufgehoben.  

2 



 

__________________________________________ Politischer Bericht/KAS/Türkei/O5/04 

 
 
 

3 

 
 

Info-Mail-Türkei 
 
Die Einnahmen im türkischen Tourismussektor sind im ersten Quartal 2004 im Vergleich 
zum Vorjahr um 13,2% gestiegen. Für das Jahr 2004 wird ein neues Rekordjahr des türki-
schen Tourismus erwartet.+++ Nach einer Statistik des türkischen Finanzministeriums be-
finden sich noch immer 425.000 Quadratkilometer (entspricht der Gesamtfläche Deutsch-
lands, der Niederlande und Belgiens) von 815.000 Quadratkilometer der türkischen Ge-
samtfläche im Besitz des Staats. +++ Nach einer Untersuchung des türkischen Justizmi-
nisteriums sind zu Ende des Jahres 2002 noch immer 818.389 Strafverfahren anhängig. 
+++ Bei einem halbtägigen Besuch des britischen Premierministers Tony Blair in Ankara 
am 19.05.2004 wurden neben der türkischen EU-Mitgliedschaft auch sicherheitspolitische 
Themen besprochen. Das Werben Blairs für ein künftiges Engagement von Soldaten aus 
muslimischen Ländern unter der Oberhoheit der NATO im Irak wurde von Premier Erdo-
ğan abgelehnt, das eindeutige Eintreten des britischen Gastes für die EU-Mitgliedschaft 
wurde hingegen begrüßt.+++ Das Außenhandelsdefizit der Türkei erreichte im ersten 
Quartal 2004 mit 7,2 Mrd. Dollar einen neuen Rekord. Als Hauptgrund werden die niedri-
gen Devisenkurse genannt, die zu einer extremen Zunahme von importierten Verbrauchs-
gütern führte.+++  
 

 

 

Ankara, den 25. Mai 2004       Frank Spengler/ Dirk Tröndle 


